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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Einführung von Grünblinken an Lichtsignalen 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Kreile, Dr. Riedl 
(München), Geisenhofer, Dr. Warnke und Genossen 
- Drucksache VI/1163 - 


Die Kleine Anfrage wird wie folgt beantwortet; 


1. Ist die Bundesregierung bereit, in den Entwurf der neuen 
Straßenverkehrs-Ordnung (StVO) eine Bestimmung dahin 
gehend aufzunehmen, daß die sogenannten Grünblinken an 
Lichtsignalanlagen für zulässig erklärt werden? 


Die Bundesregierung ist nicht bereit, das sogenannte Grün- 
blinken am Ende der Grünphase bei Lichtsignalanlagen zuzu- 
lassen. 

Auf der Wiener Weltkonferenz über den Straßenverkehr im 
Oktober 1968 wurde die Frage des Blinkens des grünen Licht- 
zeichens am Ende der Grünphase eingehend beraten, schließ- 
lich aber als nicht zweckmäßig mit überwältigender Mehrheit 
von den Delegierten der auf dieser Konferenz vertretenen 
Staaten abgelehnt. 

Bei den Erörterungen des Europäischen Zusatzabkommens zu 
dem Wiener Weltabkommen im Rahmen der Europäischen 
Konferenz der Verkehrsminister (CEMT) und der UN-Wirt- 
schaftskommission für Europa (ECE) wurde die Frage des 
Grünblinkens erneut geprüft. Auch die hieran beteiligten 
Staaten lehnen für Europa das Grünblinken ab. 

Die Bundesrepublik Deutschland als eines der wichtigsten 
europäischen Durchreiseländer (Gesamtzahl der Ein- und 


Druck: Thenee Druck KG, 53 Bonn 
Alleinvertrieb; Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 



Drucksache VI/ 1221 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Durchfahrten an unseren Grenzen 1969: 82,08 Millionen Kraft- 
fahrzeuge) kann es sich in dieser für die Verkehrssicherheit so 
wichtigen Frage eines einheitlichen Signalbildes an den Am- 
peln nicht leisten, von dem international Vereinbarten abzu- 
weichen. 


2. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Signalabgabe 

durch Grünblinken an Lichtsignalanlagen folgende Vorzüge hat: 

a) Mit der Geschwindigkeit steigt das Bedürfnis nach recht- 
zeitiger Vorinformation der Kraftfahrer über das Ende des 
Grünlichtes; der Entscheidungszeitraum, ob gebremst oder 
noch durchgefahren werden soll, wird dadurch verlängert. 

b) Ein gewisses Gefühl der Unsicherheit bei schon länger beob- 
achtetem Grünlicht kann nicht aufkommen; so ist besser zu 
vermeiden, daß „Gelb" noch für die Einfahrt in eine Kreu- 
zung in Anspruch genommen wird. Die bei den Signal- 
anlagen eingeplanten Schutzzeiten brauchen deshalb nicht 
überdimensioniert zu werden. Die Einfahrt bei „Rot" in eine 
Kreuzung ist nahezu ausgeschlossen. Das Unfallrisiko nimmt 
deshalb ab. 

c) Der Verkehrsfluß wird, wie im Laufe unserer Versuche 
beobachtet werden konnte, verbessert. 

d) Schwierige Fahrbahnverhältnisse z. B. bei Eis, Schnee oder 
Regen machen eine Vorankündigung des Signalwechsels 
wegen des vorliegenden Bremsweges besonders wertvoll, 
um Schleuder- oder Rutschgefahr zu vermindern. 

e) Im Zusammenhang mit einer modernen Signalregelung durch 
Verkehrsrechner ist wegen der variablen Grünzeiten das 
Grünblinken im Interesse der Sicherheit und Leichtigkeit des 
Verkehrs äußerst empfehlenswert; auf diese Weise können 
die Nachteile eines unvermuteten Signalwechsels gebannt 
werden? 


Die Bundesregierung teilt nicht die Auffassung, daß das Grün- 
blinken die in der Anfrage aufgezeigten Vorzüge hat. Im ein- 
zelnen: 

zu a) 

Der Kraftfahrer benötigt keine Vorinformation über den Wech- 
sel der Lichtsignalanlage von „Grün" auf „Gelb". Er kann sich 
mit der zugelassenen Geschwindigkeit der Signalanlage nähern, 
solange diese „Grün" zeigt. Wechselt das Signalbild auf „Gelb" 
muß der Kraftfahrer anhalten. Ist ein rechtzeitiges Anhalten 
nicht mehr möglich, kann er aber noch ungefährdet die Kreu- 
zung passieren. Das ist durch eine entsprechende Schaltung 
der Signalanlagen der kreuzenden Fahrtrichtung gewährleistet. 

zu b) 

„Gelb" kann - wie dargelegt - bei der herkömmlichen Schal- 
tung ungefährdet für die Einfahrt in die Kreuzung in Anspruch 
genommen werden, falls rechtzeitiges Anhalten nicht mehr 
möglich ist. 

Auch beim Grünblinken könnte die „Gelb "-Zeit nicht verkürzt 
werden, weil das Grünblinken ja keinesfalls „Anhalten" be- 
deutet, sondern - wie das grüne Dauerlicht - gestattet, bis zum 
Erscheinen des „Gelb" in die Kreuzung hineinzufahren. 
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zu c) 

Ob der Verkehrsfluß verbessert wird, ist streitig. An grün- 
blinkenden Signalanlagen konnte beobachtet werden, daß ein 
Teil der Kraftfahrer die Geschwindigkeit beschleunigt, um noch 
rechtzeitig vor Gelb die Kreuzung zu passieren. Ein anderer 
Teil fährt langsamer, um vor der Ampel anhalten zu können. 
Dies führt zu teilweise nicht ungefährlichen Stauungen des 
Verkehrsflusses oder zu den der Verkehrssicherheit abträg- 
lichen Ziehharmonikabewegungen in den Fahrzeugreihen. 

Nicht verkannt werden darf, daß das Grünblinken die absolute 
Grünzeit einschränkt und damit die Leistungsfähigkeit der 
Kreuzung herabsetzt. Denn es kündigt den bevorstehenden 
Signalwechsel auf „Gelb" an und wird einen Teil der Kraft- 
fahrer veranlassen, die Geschwindigkeit herabzusetzen, um bei 
Beginn des „Gelb" sicher vor der Kreuzung anhalten zu kön- 
nen. 

zu d) 

Schwierige Fahrbahnverhältnisse verlangen eine Anpassung 
der Geschwindigkeit. Das ist jedem Kraftfahrer bekannt. Auch 
bei schlechten Fahrbahnverhältnissen bedarf es daher der Vor- 
ankündigung des Signalwechsels nicht. 

zu e) 

Da das Grünblinken rechtlich keine Bedeutung hat, kann es 
auch bei der Signalregelung durch Verkehrsrechner nicht be- 
rücksichtigt werden. Die Schutzzeiten im Kreuzungsbereich 
„Rot" und „Gelb" müssen dieselben bleiben. 


3. Ist die Bundesregierung im Falle der Verneinung von Frage 1 
bereit, den Zeitraum der Erprobung des Grünblinkens an Licht- 
signalanlagen über den Termin des Inkrafttretens der neuen 
Straßenverkehrs-Ordnung hinaus angemessen zu verlängern, 
um vor allem auch Erfahrungen hinsichtlich der Unfallhäufigkeit 
zu sammeln, und ist die Bundesregierung bereit, dem Deutschen 
Bundestag darüber zu gegebener Zeit zu berichten? 

Ob weitere Versuche mit dem Grünblinken durchgeführt wer- 
den, müßte mit den Ländern, denen die Ausführung der Stra- 
ßenverkehrs-Ordnung obliegt, abgestimmt werden. Falls der- 
artige Versuche stattfinden, ist die Bundesregierung bereit, 
dem Deutschen Bundestag zu gegebener Zeit darüber zu be- 
richten. 


Leber 
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